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„Sehr großes Interesse“
Bundesratspräsidentin Dreyer zu Gast in Argentinien
Malu Dreyer bei Mauricio Macri. (Foto: casarosada)
Buenos Aires (dpa/mc) - Bundesratspräsidentin Malu Dreyer (SPD) sieht angesichts der Unsicherheiten in den USA für Deutschland und Europa neue Wachstumsmöglichkeiten im Handel mit Südamerika. Es gebe eine neue Dynamik in den Verhandlungen, sagte die Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz am Dienstag nach einem Treffen mit Staatspräsident Mauricio Macri in Buenos Aires.
Das gelte insbesondere für das geplante Freihandelsabkommen der Europäischen Union mit dem Wirtschaftsbund Mercosur. Dort wird unter anderem noch über die Öffnung für Agrarprodukte gestritten. „Macri hat ein großes Interesse daran, das Land stärker zu öffnen“, sagte Dreyer, die von einer Wirtschaftsdelegation begleitet wird. Man wolle „auf Augenhöhe ins Geschäft kommen“, so Dreyer. Sie verwies auch auf ein „gewisses Maß an Unberechenbarkeit“ durch das Agieren des US-Präsidenten Donald Trump.
Die Sozialdemokratin würdigte, dass Argentinien „nach zwölf Jahren Abschottung vom Weltmarkt in der Ära Kirchner“ nun nach neuen Bündnissen suche: „Ich freue mich sehr über das große Interesse an Deutschland und will betonen, dass auch Deutschland von einer engeren Partnerschaft profitieren kann.“
Im Juni wird Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) nach Argentinien reisen (wir berichteten). Deutschland setzt auf den Abschluss des Freihandelsabkommens EU-Mercosur. Das südamerikanische Wirtschaftsbündnis ist bereit, 93 Prozent seines Marktes für den zollfreien Handel zu öffnen.
Dreyer traf während ihres Besuchs auch mit Außenministerin Susana Malcorra sowie Senats- und Vizepräsidentin Gabriela Michetti zusammen. Letztere lud Dreyer zu einem Besuch nach Berlin ein.
Zum Auftakt ihres Aufenthalts hatte die Bundesratspräsidentin den Einsatz für die Opfer der hiesigen Militärdiktatur gewürdigt. „Hier sind viele Menschen verschwunden und umgebracht worden, deshalb ist es wichtig, dass die Gedenkkultur belebt wird“, sagte die Ministerpräsidentin im „Park der Erinnerung“.
Es sei sehr berührend, dass sich heute auch viele Enkel von Opfern engagierten gegen das Vergessen. Eine Demokratie könne sich nur dann gut entwickeln, „wenn sie auch die schrecklichen Teile der eigenen Geschichte kontinuierlich bearbeitet“. Die letzte der zahlreichen Militärdiktaturen Argentiniens (1973-1983) war auch die blutigste.
Auch beim Empfang des deutschen Botschafters Bernhard Graf von Waldersee lobte Dreyer die Geschichtsaufarbeitung in Argentinien. Straflosigkeit für die Täter sollte so eigentlich kein Thema mehr sein. Gerade in Deutschland wisse man, wie schwierig der Umgang mit der eigenen Geschichte sein kann. Dort habe es Jahrzehnte gedauert, ehe man das Kriegsende am 8. Mai 1945 als Befreiung betrachtet habe. Viele der Nazi-Täter seien straflos davongekommen, beklagte die Sozialdemokratin.
Malu Dreyer besuchte des Weiteren die Produktionsstätte der rheinland-pfälzischen Firma „Schott“ in Munro (Provinz Buenos Aires), das Instituto Ballester und das dazu gehörige Berufsbildungszentrum sowie das Maria-Luisen-Kinderheim, wo die Ministerpräsidentin gemeinsam mit dem rheinland-pfälzischen Landtagspräsidenten Hendrik Hering (SPD) einen Spendencheck in Höhe von 5.000 Euro überreichte.
Argentinien
Massenprotest gegen Strafrabatt
Kongress beschließt Gesetz gegen Strafverkürzung für Militär-Schergen
Demonstratives Zeigen des weißen Kopftuchs, dem Symbol der Mütter der Plaza de Mayo. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Nach Massenprotesten mit über 100.000 Menschen soll es in Argentinien keine Strafnachlässe mehr für inhaftierte Schergen der letzten Militärdiktatur geben. Ein Urteil des Obersten Gerichtshofs hatte bei einem Täter die Zeit in Untersuchungshaft doppelt angerechnet. Seine 13-jährige Haftstrafe wurde so stark verringert. Am Mittwoch gab es eine parteiübergreifende Kundgebung gegen diese Entscheidung. Parlament und Senat verabschiedeten zudem in Eilsitzungen mit übergroßen Mehrheiten ein Gesetz, wonach Strafrabatte dieser Art für alle Verurteilten künftig unterbunden werden sollen.
Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo (Abuelas), würdigte den Parlamentsentschluss: „Das erfüllt uns mit Hoffnung und Dankbarkeit.“ Glücklicherweise habe die Zivilgesellschaft mit großer Standhaftigkeit auf den Richterspruch reagiert. Diesen bezeichnete Carlotto als „undemokratisch und im Sinne der Diktatur“.
Taty Almeida von den Müttern der Plaza de Mayo (Gründungslinie) forderte ein klares „Nie Wieder!“ zur Straffreiheit für „Folterknechte und Kinderräuber“. Nie wieder dürfe es Privilegien für diejenigen geben, die sich der Verbrechen gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht haben. Nie wieder dürfe es Staatsterrorismus geben, und nie wieder dürften Massenmörder auf freiem Fuß sein.
Ein Höhepunkt der Massenkundgebung - die Veranstalter sprachen von bis zu 500.000 Teilnehmern - war das demonstrative Zeigen des weißen Kopftuchs, dem Symbol der Mütter der Plaza de Mayo. 30.000 Exemplare waren zuvor an die Teilnehmer verteilt worden. Eine Anspielung auf die Zahl der Diktaturopfer, die von Menschenrechtsgruppen geschätzt wird.
Derzeit sitzen in Argentinien rund 2000 Menschen Haftstrafen ab oder sind angeklagt wegen Verbrechen während der Militärdiktatur. Der eingangs erwähnte Richterspruch war von Juristen im In- und Ausland sowie von praktisch allen Parteien des Landes scharf kritisiert worden. Nach Tagen des Zurückhaltung positionierte sich schließlich auch Staatspräsident Mauricio Macri. „Wir sind alle gegen jedes Instrument, dass Straflosigkeit fördert“, sagte er.
Nicht wenige hatten den Präsidenten im Vorfeld indirekt für den umstrittenen Urteilsspruch verantwortlich gemacht. Schließlich hatten mit Carlos Rosenkrantz und Horacio Rosatti zwei der von ihm im Vorjahr ernannten Richter für den Beschluss gestimmt. Die dritte Pro-Stimme, die zur 3:2-Mehrheitsentscheidung führte, kam von Elena Highton. So sagte etwa der Abgeordnete Néstor Pitrola (Arbeiterpartei): „Der geistige Urheber des Richterspruchs war Macri.“
Folter und Ermordungen waren während der Diktatur von 1976 bis 1983 an der Tagesordnung. Viele Opfer wurden aus Flugzeugen lebend in den Río de la Plata geworfen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
CFK will nicht kandidieren
Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat angedeutet, dass sie bei den Parlamentswahlen im Oktober nicht antreten wird. „Das schließe ich aus“, sagte Kirchner bei einer Lehrerkonferenz in Buenos Aires vor wenigen Tagen auf die Frage, ob sie für ihre „Siegesfront“ FpV oder ein anderes Bündnis der Peronistischen Partei (PJ) kandidieren werde. „Es interessiert mich nicht“, fügte die Ex-Präsidentin hinzu. „Das Wichtige für mich ist, dass Sie zurückkommen werden: die Jungen, die Arbeiter, die Unternehmer, die Geschäftsleute, diejenigen, die an das Land glauben, die Studenten, die Wissenschaftler.“ Experten und Peronisten spekulieren darüber, ob Kirchner für einen Parlamentssitz kandidieren könnte, um eine mögliche Gefängnisstrafe zu vermeiden. Ein Sitz würde ihr Immunität gewähren. Gegen die Ex-Präsidentin wird derzeit wegen mutmaßlicher Geldwäsche und Korruption ermittelt (wir berichteten). Von daher musste Kirchner auch eine Kaution von knapp 9000 Euro hinterlegen, damit die Justiz ihre aktuelle Reise nach Griechenland und Belgien autorisierte.
Italiens Präsident zu Gast
Das Freihandelsabkommen zwischen dem Mercosur und der EU soll möglichst zügig zustande kommen. Darin waren sich Präsident Mauricio Macri und sein italienischer Amtskollege Sergio Mattarella einig. Mit dem Politiker aus Sizilien stattete zum ersten Mal seit 16 Jahren ein italienisches Staatsoberhaupt der argentinischen Hauptstadt einen Besuch ab. Bereits im Januar vorigen Jahres war Italiens damaliger Premier Matteo Renzi hier. „Ich möchte die Bereitschaft Argentiniens und des Mercosurs unterstreichen, die Verhandlungen mit der Europäischen Union voranzubringen. Die Integration der beiden Blöcke wäre eine wunderbare Chance“, warb Macri. Auch Mattarella stellte die Vorteile heraus: „Es ist ein Markt für 700 Millionen Menschen.“ Von daher sei es sehr wichtig, ein Abkommen hinzubekommen. „Dafür wird Italien alles tun“, betonte der Politiker aus Sizilien. Beide Seiten unterzeichneten mehrere Abkommen: so das argentinische Transportministerium und die italienische Firma „Ferrovie“ für Ingenieursarbeiten bei Eisenbahnprojekten. Zudem wurden Vereinbarungen auf den Feldern von Wissenschaft, Technologie, Umweltbildung und Sicherheit getroffen.
Boudou vor Gericht
Der einstige Vizepräsident Amado Boudou musste sich am Montag zum ersten Mal einer mündlichen Gerichtsverhandlung stellen. Es ging um den Vorwurf, Papiere für ein Honda Cabriolet gefälscht zu haben. Boudou hatte das Auto 1993 gekauft. Es wurde aber erst zehn Jahre später auf seinen Namen registriert. Der Politiker beteuerte während der Anhörung im Gerichtsgebäude Comodoro Py, dass weder er noch seine damalige Partnerin Agustina Seguín Dokumente manipuliert hätten. Stattdessen habe er alle Formulare von einer Agentur ausfüllen lassen. Er habe zudem nicht gewusst, dass Unregelmäßigkeiten bei den Papieren vorlagen und man das Auto von daher nicht hätte fahren dürfen. Auf Boudou kommen in nächster Zeit noch weitere Verhandlungen zu. Es wird in sieben weiteren Verfahren gegen ihn ermittelt. Unter anderem im Fall „Ciccone“, wo es um Amtsmissbrauch geht.
Nonne verhaftet
Eine katholische Nonne soll Priestern geholfen haben, gehörlose Schüler an einer kirchlichen Schule in Luján de Cuyo (Großraum Mendoza) zu missbrauchen. Vor wenigen Tagen wurde die aus Japan stammende Frau festgenommen, nachdem sie zuvor einen Monat lang untergetaucht war. Der Nonne wird vorgeworfen, gerade die schwächsten Schüler ausgesucht und sie den Priestern bzw. weiteren männlichen Angestellten der Einrichtung zugeführt zu haben. Anschließend soll Kosaka K. sich darum gekümmert haben, die Spuren der Missbrauchsfälle zu verschleiern. Auch wird die etwa 60-jährige Frau bezichtigt, in überharter Weise mit den Kindern umgegangen zu sein. Die Beschuldigte bestreitet die Vorwürfe und beteuert, ihr ganzes Leben Gott gewidmet zu haben. Im Zusammenhang mit den Missbrauchsvorwürfen sind bereits zwei Priester sowie drei weitere männliche Angestellte verhaftet worden.
„Versöhnung“ unmöglich
Die Ablehnung war deutlich: Als „Unsinn“ bezeichnete Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo (Abuelas), den Aufruf der argentinischen Bischofskonferenz zur Versöhnung zwischen Opfern und Tätern der letzten Militärdiktatur. „Wir müssen uns mit niemandem versöhnen. Ich habe niemanden geschädigt. Ich wurde geschädigt durch den Mord an meiner Tochter und den Raub meines Enkels“, so Carlotto. Den von den Geistlichen angeregten Dialog zwischen Tätern und Opfern hält sie für absurd: „Was gibt es da zu besprechen?“ Es sei allein Sache der Justiz, die geschehenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit aufzuarbeiten. Nora Cortiñas, die Vorsitzende der Gründerlinie der Mütter der Plaza de Mayo, bewertete den Vorschlag der Kirche als „scheinheilig“. Schließlich sei diese an der Diktatur beteiligt gewesen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Warum ist Cristina K. nach Europa gereist?
Warum die ehemalige Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner nach Europa gereist ist, ist zunächst schwer verständlich. Denn die Wahlkampagne läuft schon auf vollen Touren und die Justizialistische Partei (oder Front für den Sieg) hängt sehr von ihr ab. Sie hat zwar gesagt, sie werde sich nicht als Kandidatin aufstellen, aber dies sollte nicht zu ernst genommen werden. Sie will eben, dass es schließlich so aussieht, dass die Partei sie zwingt, sich zu stellen. Auf alle Fälle braucht sie ein Amt dieser Art, um dem Gefängnis zu entgehen. Denn die Prozesse, die sie am Hals hat, sind wirklich böse, und wenn das Strafgesetzbuch Haftstrafe bestimmt, bleibt dem Richter nichts übrig, als diese zu verhängen. Die parlamentarische Immunität schützt vor effektiver Haft, aber nicht von der Verurteilung. Es klingt ebenfalls merkwürdig, dass sie bei den bestehenden Prozessen, zu denen immer neue Anklagen hinzukommen, wegreist.
Cristina wird nach Athen und dann nach Brüssel reisen. Ursprünglich war auch ein Abstecher in London vorgesehen, um einen Vortrag in der Universität Oxford zu halten. Das hat sie vorsichtigerweise abgesagt. Denn es hätte ihr noch schlechter als seinerzeit in Harvard gehen können, wenn sie jetzt über ihr Vermögen, ihre Prozesse und die Plünderung befragt wird, die während ihrer Regierung vollzogen wurde.
In Griechenland und Belgien trifft sie Politiker, meistens solche mit linker Prägung. Selbst wenn diese sie prinzipiell unterstützen, hat dies keine weitere Bedeutung für sie.
Denn Sinn der Reise muss man woanders suchen. Cristina hat Bankkonten im Ausland, vorwiegend schwarze. Dass sie eines auf den Seychellen-Inseln hatte, eines der wenigen verbleibenden Steuerparadiese, ist bekannt. Als sie seinerzeit als Präsidentin von Vietnam nach Buenos Aires reiste, machte sie einen Abstecher auf den Inseln, der sonst keinen Sinn hatte, da es sich nicht um eine technische Zwischenlandung handelte, bei der Treibstoff aufgefüllt wird.
Cristina hat jedoch noch anderswo Bankdepositen und Anlagen, wobei sie in einigen Fällen noch Konten auf ihren Namen übertragen muss, die ihr Gatte eröffnet hatte. Das Geld, das die Provinz Santa Cruz seinerzeit mit Nestor Kirchner als Gouverneur von Santa Cruz wegen rückständiger Erdölgebühren erhielt, hat er in seine Tasche gesteckt. Es war ein schlichter Diebstahl. Erinnern wir daran, um was es sich handelt: 1993 erhielt die Provinz 654 Millionen Dollar. Die Zahlung hatte NK als Bedingung gestellt, um für die Privatisierung von YPF zu stimmen. Es war eine schlichte Erpressung, bei der Präsident Carlos Menem nachgab. NK legte dann 290 Millionen Dollar in YPF-Aktien an, die er zu 19 Dollar pro Aktien kaufte. Als später Repsol YPF übernahm, verkaufte NK die Aktien im Provinzbesitz zu 44 Dollar pro Aktie. Die Gesamtrechnung ergibt über eine Milliarde Dollar, und mit Zinsen sollen es schließlich laut Eduardo Arnold, der Vizegouverneur von NK in dessen ersten Amtszeit war, 1,2 Milliarden Dollar geworden sein. Angenommen, die Hälfte wurde entweder an die Provinzverwaltung ausgezahlt oder für Politik verwendet (die Wahlkampagne von 2003 finanzierte NK auch mit diesem Geld), so dürften immer noch gut 600 Millionen Dollar verbleiben, die irgendwo sein müssen.
Cristina kann sich nicht von Buenos Aires aus um dies kümmern, weil ihre Telefongespräche abgehört werden. In Brüssel kann sie ungestört über ihre privaten Finanzen entscheiden. Eventuell muss sie auch Geld für die kommende Wahlkampagne überweisen. Ohnehin kann man davon ausgehen, dass sie ihren lokalen Propagandaapparat finanziert, also die Zeitung Página/12, und den Fernsehkanal C5N, die viel Geld kosten und mit ihren normalen Einnahmen nicht entfernt auskommen.
Meinung
Im Blickfeld: Abwarten und Wein trinken
Von Stefan Kuhn
Die französischen Wählerinnen und Wähler haben Europa eine Atempause verschafft. Der europafreundliche Kandidat Emmanuel Macron hat die Präsidentschaftswahl noch deutlicher als erwartet gegen die rechtsextreme Ultranationalistin Marine Le Pen gewonnen. Es war die vorerst letzte Belastungsprobe für die Europäische Union. Wenn im September in Deutschland gewählt wird, dürfte es nur am Rande um Europa gehen.
Für Frankreich und Europa wäre ein Bundeskanzler Martin Schulz (SPD) sicher angenehmer, denn der frühere Europa-Politiker dürfte aufgeschlossener gegenüber französischen Forderungen nach einer EU-Finanzreform sein als Angela Merkel (CDU) und ihr unnachgiebiger Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) sein. Die Sozialdemokraten werden es allerdings kaum wagen, die Europa-Politik zu einem Wahlkampfthema zu machen. Mit Forderungen, die ein erhöhtes Risiko für deutsche Steuerzahler bedeuten würden, kann man in Deutschland keine Wahlen gewinnen.
Klar ist, dass Frankreich deutsche Unterstützung braucht, um seine wirtschaftliche Krise zu überwinden. Wie weit diese gehen wird, hängt nicht nur von den Bundestagswahlen, sondern von vielen Faktoren ab.
Der wichtigste davon ist die französische Parlamentswahl. Sie findet am 11. und 18. Juni statt. Wahlforscher trauen Macrons neugegründeter Partei „En Marche!“ zu, bei diesen Wahlen stärkste politische Kraft zu werden. Eine absolute Mehrheit ist allerdings wenig wahrscheinlich. Ein Vorteil für den künftigen Präsidenten ist, dass in Frankreich das Mehrheitswahlrecht gilt. Im Gegensatz zur britischen und US-amerikanischen Variante gibt es jedoch Stichwahlen, sollte ein Kandidat im ersten Wahlgang keine absolute Mehrheit erringen. Bisher war es üblich, für den zweiten Wahlgang Bündnisse zu schließen, um rechtsextreme Kandidaten am Einzug in die Nationalversammlung zu hindern. Vorteilhaft für Macron ist dabei, dass die traditionellen Parteien Verschleißerscheinungen zeigen. „En Marche!“ könnte den Schwung seines Wahlsiegs mitnehmen und sozialistische oder republikanische Kandidaten hinter sich lassen.
Dagegen spricht, dass laut einer Umfrage (vor Macrons Wahlsieg) mehr als 60 Prozent eine absolute Mehrheit von „En Marche!“ im Parlament ablehnen. Ein Recht des künftigen Präsidenten könnte sich dabei auch als Bürde herausstellen. Vor seiner Amtsübergabe wird die Regierung zurücktreten und Macron muss einen Ministerpräsidenten ernennen. Diese Personalie zeigt die Richtung an. Kommt der Regierungschef aus dem bürgerlichen Lager, düpiert Macron die Linke. Ist es ein linker Kandidat, dürfte das bürgerlich-konservative Lager rebellieren. Und die Mitte existierte in Frankreich bisher nicht. Man muss abwarten.
Vor Macron steht eine Mammutaufgabe. Er muss Frankreich einen. Die Zahlen seines Wahlsiegs täuschen gewaltig. Er hat nicht zwei Drittel der Wähler hinter sich, sondern lediglich 44 Prozent der Wahlberechtigten. 25 Prozent haben nicht gewählt, elf Prozent haben leere oder ungültige Stimmzettel abgegeben. Dazu kommt, dass ihn viele nicht aus Überzeugung, sondern als kleineres Übel gewählt haben. Das war auch bei den Präsidentschaftswahlen 2002 so, als es eine Stichwahl zwischen Jean-Marie Le Pen, Marines Vater, und dem amtierenden konservativen Präsidenten Jacques Chirac gab. Chirac deklassierte Le Pen mit 82,2 zu 17,8 Prozent, aber vor 15 Jahren war die Wahlbeteiligung mit fast 80 Prozent deutlich höher und nur etwas über fünf Prozent machten ihre Stimmzettel ungültig. Damals war der demokratische Konsens, einen Rechtsradikalen vom Élysée-Palast fernzuhalten, auch größer.
Deutlicher wird der Unterschied in den Stimmenzahlen. Marines Vater wurde bei der Stichwahl von 5,5 Millionen Wählern unterstützt, seine Tochter kam schon im ersten Wahlgang auf 7,7 Millionen Stimmen. Im zweiten Wahlgang verdoppelte sie mit über zehn Millionen Stimmen das Ergebnis ihres Vaters. Für Macron heiß das vor allem Eines. Wenn er keinen Erfolg hat, und der misst sich zunächst in einer drastischen Reduzierung der Arbeitslosenzahlen. Wenn ihm das nicht gelingt, steht Marine Le Pen in fünf Jahren wieder vor dem Élysée-Palast. Mit noch größeren Chancen.
***
Der Albig-Effekt
Von Stefan Kuhn
Schleswig-Holstein hat gewählt, und die CDU hat zum ersten Mal seit Angela Merkels Amtsantritt 2005 der SPD ein Bundesland abgenommen. Ganz offiziell ist das noch nicht, denn es hängt von der FDP ab. In Deutschlands Norden gibt es nach der Wahl vom Sonntag nur drei Optionen: eine große Koalition unter Führung der CDU mit einem Ministerpräsidenten Daniel Günther, einer Jamaika-Koalition (CDU, Grüne, FDP) unter seiner Führung oder einer SPD-geführten Ampelkoalition (SPD, FDP, Grüne). Ministerpräsident wäre dann nicht mehr Amtsinhaber Thorsten Albig, denn diesen lehnt die FDP ab.
Günthers Wahlsieg war überraschend, denn Albig hatte noch bis zum 20. April mit 55 zu 26 Prozent einen überwältigenden Vorsprung vor seinem unbekannten Herausforderer. Danach ging es bergab. Kurz vor der Wahl lag Albig noch bei 48 Prozent, aber Günther hatte plötzlich stolze Werte nahe der 40-Prozent-Marke. Für einen blassen Überraschungskandidaten, der vor 2014 nur in seiner Heimatstadt Eckernförde bekannt war, sind das extrem hohe Zahlen. Es lag sicher nicht an dem 43-Jährigen, der bisher eher mit skurrilen politischen Vorschlägen auf sich aufmerksam gemacht hatte. Darunter war auch die Forderung, in Betriebskantinen, Universitäten und Schulen nicht auf Schweinefleisch zu verzichten, denn das sei, so Günther, ein integraler Bestandteil deutscher Kultur.
Es lag auch nicht an einem Nachlassen des „Schulz-Effekts“, den man derzeit in Umfragen herauslesen kann. Es war vorhersehbar, dass die Euphorie um den SPD-Kanzlerkandidaten Martin Schulz nachlassen würde. Günthers Erfolg hatte nur einen Vater: Thorsten Albig selbst. Am 20. April erschien im Klatschblatt „Bunte“ ein Interview mit ihm. Darin erklärte er die Trennung von seiner Ehefrau, einer Hausfrau und Mutter damit, dass er sich mit ihr „nicht mehr auf Augenhöhe“ hätte austauschen können. Das machte ihn nicht nur für Frauen unwählbar.
Man kann viel von einem Ende des Schulz-Effekts reden. Tatsache ist, dass er existierte. Er hat der SPD 16.000 neue Mitglieder und einen Umfragen-Boom gebracht. Vor Schulz lagen die Sozialdemokraten bei 20 Prozent. Anfang April waren es 33 Prozent, und jetzt sind es zwischen 27 und 29 Prozent. Allerdings ist der Abstand zur Union größer geworden. In der letzten Umfrage betrug er sieben Prozentpunkte. Das bedeutet zwar noch kein Ende des Schulz-Effekts, aber der Albig-Effekt könnte dessen Ende beschleunigen. Die Niederlagen der SPD im Saarland und vor allem in Schleswig-Holstein könnten das bloße Gerede darüber zur „Selbsterfüllenden Prophezeiung“ (self-fulfilling prophecy) machen.
Am Sonntag finden in Nordrhein-Westfalen Landtagswahlen statt. Wenn die SPD im bevölkerungsreichsten Bundesland Deutschlands scheitert, dann war der Schulz-Effekt wirklich nur ein lauer Frühlingswind für die Sozialdemokraten. Die Saarland-Wahl war enttäuschend für die SPD, Schleswig-Holstein ein gewaltiger Dämpfer. Wenn die beliebte SPD-Ministerpräsidentin Hannelore Kraft in Nordrhein-Westfalen scheitert, ist die letzte Chance, Angela Merkel abzulösen passé. Der Schulz-Effekt basierte auf dem Prinzip Hoffnung, und Hoffnung gibt es für die Sozialdemokraten nach einer Niederlage von Hannelore Kraft keine mehr.l
Meinung
Randglossen
Der ehemalige Vizepräsident Amado Boudou hat mehrere Gerichtsprozesse. Letzte Woche wurde er vor Gericht vorgeladen, wegen Fälschung von Dokumenten eines Automobils. Es handelt sich hier im Grunde um eine unbedeutende Angelegenheit, die auch weit zurückliegt. Der wirklich böse Prozess, der unbegreiflicherweise sehr langsam voranschreitet, bezieht sich auf eine Provision von umgerechnet zwei Millionen Dollar, die er als Wirtschaftsminister, das Amt, das er vor seiner Vizepräsidentschaft bekleidete, der Firma “The Old Fund” für ihre Mitwirkung an der Erneuerung einer Schuld der Provinz Formosa gegenüber dem Bundesstaat gezahlt hat. Die Finanzprobleme zwischen dem Nationalstaat und den Provinzen werden direkt geregelt, ohne Mittelsmänner, und noch weniger mit einem, der keine Erfahrung auf diesem Gebiet hat, in diesen Fall nichts konkretes getan hat, und einem Strohmann von Boudou gehört. Es handelt sich hier um einen schlichten Betrug am Staat, bei dem es nichts mehr zu beweisen gibt, der mit einer langjährigen Haft bestraft wird.
Nach den französischen Präsidentschaftswahlen scheint die Gefahr für die Europäische Union zunächst gebannt. Schon vor der entscheidenden Stichwahl in Frankreich hatte die EU erstaunlichen Konsens gezeigt. Innerhalb weniger Minuten entschieden sich die 26 verbliebenen Staaten für eine harte Haltung gegenüber den austrittswilligen Briten. Zuvor hatten die Niederländer dem europafeindlichen Rechtspopulisten Geert Wilders eine Abfuhr erteilt. Allerdings ist die Gefahr noch nicht vorbei. In Österreich herrscht eine Regierungskrise. Neuwahlen, bei denen die rechtspopulistische FPÖ stärkste Partei werden könnte, sind nicht ausgeschlossen. Gut, das mag ein Steinchen im Getriebe der EU sein, aber auch in Italien könnte es bald zu Neuwahlen kommen. Wenn dort die europakritische Fünf-Sterne-Bewegung siegt, wäre das ein Felsbrocken im Getriebe der EU.
Bei aller Kritik, manchmal muss man dem US-Präsidenten Donald Trump auch Recht geben. Dass er jetzt den FBI-Chef James Comey entlassen hat, weil der „keinen guten Job gemacht“ hat, entspricht den Tatsachen. Comey hat keinen guten Job gemacht, weil er kurz vor den Präsidentschaftswahlen ein eingestelltes Verfahren gegen Trumps Gegenkandidatin Hillary Clinton aus unerklärlichen Gründen wieder ins Spiel gebracht hat. Das war wohl mitentscheidend für Trumps Wahlsieg. Über die Hintergründe von Comeys Entlassung mag man spekulieren. Sie könnte mit Trumps Russland-Verbindungen zu tun haben. Tatsache ist, dass Trump undankbar ist.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,84, gegen $ 15,58 eine Woche zuvor. Die Zenralbankreserven betrugen u$s 48,54 Mrd., gegen u$s 48,36 in der Vorwoche. Die Zunahme war gering, obwohl die staatlichen Banken Devisen kauften und die Grenze für Dollarhaltung der Banken aufgehoben wurde. Der Rofex-Terminkus lag zum 8. März 2018 bei $ 18,19, was einen Jahreszinssatz von 19,59% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 1,4% und lag somit um 27,14% über Ende Dezember 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch allgemein Rückgänge. Argentina 2019 schloss mit -0,14%, Argentina 2021 mit -0,55%, Argentina 2026 mit -1,12%, Argentina 2046 mit -1,12% und Bonar 2014 mit -0,76%.
***.
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat unverändert zu $345 gehandelt, und bei 24 Karat auch ohne Änderungen zu $ 492.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 8. Mai 2017 um 35,25%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn zum Ausdruck bringt, nahm in der gleichen Periode um 30,48% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 8.5.17 um 32,09% auf $ 1,66 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 21,57% auf $ 1,04 Bio. zu. Die ZB schöpft die Liquidität der Banken auf Lebac-Wechsel ab, was auf Kosten ihrer Kreditfähigkeit geht. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 105,98% auf u$s 29,17 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 117,23% auf u$s 11,16 Mrd. zu.
***
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) weist für April eine Zunahme von 2,6% aus, mehr als private Erhebungen ergeben hatten. Wenn man regulierte Preise und auch solche, die saisonbedingt sind, ausschliesst, beträgt die Zunahme 2,3%. Zum ersten Mal seit Berechnung des Indices durch die Macri-Regierung wurde auch die 12-Monatszunahme bekanntegegeben: 27,5%. Im April entfalllen die höchsten Zunahmen auf Bekleidung, mit 5,1%, was auf den Saisonwechsel zurückzuführen ist, und auf Wohnungsausgaben und damit verbundene öffentliche Dienste, mit 4,6%, was die jüngsten Tariferhöhungen für Strom, Gas und Wasser zum Ausdruck bringt. Auch Erziehung liegt mit 3,2% über dem Durchschnitt. Am anderen Extrem liegen Haushaltsausrüstungen mit 1,1% und Gesundheitsbetreuung mit 1,4%. Die andern Sparten liegen in der Nähe des Durchschnitts: Nahrungsmittel und Getränke mit 2,2%, Transport und Fernverbindungen mit 2,2%, Freizeitausgaben mit 2,5%, und weitere Sachgüter und Dienstleistungen mit 2,2%.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat den Satz der Bruttoumsatzsteuer auf Hypothekarkredite, die in der Stadt erteilt werden, von 7% auf 1,5% gesenkt. Die Steuer wurde auf Zinsen und auch auf die Wertberichtigung erhoben, die bei den Banken jetzt mit dem UVA-Index berechnet wird, der dem Index der Konsumentenpreise entspricht.
***
Produktionsminister Francisco Cabrera und der Gouverneur von Neuquén, Omar Gutierrez, gaben eine Ausschreibung für eine zollfreie Zone (“zona franca”) in Zapala bekannt. Diese Sondergebiete (von denen das wichtigste bei La Plata besteht) erlauben Waren zu importieren, ohne sie zu verzollen, noch die Steuern zu zahlen, die dabei erhoben werden. Dies erfolgt erst, wenn die Ware die zollfreieZone verlässt. Dies erleichtert die Bildung von Lagerbeständen importierter Waren. Die neue Zone ist besonders für die Unternehmen gedacht, die in Vaca Muerta tätig sind.
***
Das US-Landwirtschaftsdepartement (USDA) hat die Schätzung der argentinischen Ernte von Sojabohne dieses Jahres um 1 Mio. auf 57 Mio. Tonnen erhöht. Auch bei Mais wurde die Schätzung um 2 Mio. auf 40 Mio. Tonnen erhöht. Für Brasilien sollen es jetzt bei Sojabohne 111,6 Mio. und bei Mais 96 Mio. Tonnen sein, in beiden Fällen mehr als vorher geschätzt. Die Schätzungen der USDA beruhen auf satellitären Aufnahmen, die von Fachleuten ausgewertet werden, die sich erfahrungsgemäss als sehr gut erweisen.
***
Die Bundesregierung hat der Provinz Santa Cruz $ 400 Mio. als Vorschuss auf die Beteiligung an den nationalen Steuern überwiesen. Mit diesem Betrag wurden dieses Jahr schon insgesamt $ 1,57 Mrd. ausgezahlt, wobei die Beteiligung der Provinz im ganzen Jahr auf $ 11,2 Mrd. geschätzt wird. Die Provinz benötigt monatlich mindestens $ 1,5 Mrd., um die Beamtengehälter u.a. dringliche Ausgaben zu decken, wobei nur ein minimaler Teil davon mit eigenen Steuern gedeckt wird, und die normale Beteiligung an nationalen Steuern auch nicht ausreicht. Innen- und Bautenminister Rogelio Frigerio besteht darauf, dass eine höhere Finanzhilfe an die Provinz an die Vorlegung eines Sanierungsplanes gebunden werde, doch die Gouverneurin Alicia Kirchner sträubt sich dagegen, und weiss eigentlich nicht, wo sie beginnen soll. Sie hat während ihrer Amtszeit 3.000 zusätzliche (völlig unnötige) Angestellte in die Provinzverwaltung aufgenommen.
***
Die Regierung hat am Mittwoch Bonar 2015 und Bonar 2037 für 1,796 Mrd. untergebracht, zu 5,293%, bzw. 7,378%. Zusammen mit den schon untergebrachten Bonds wurde das Ziel von u$s 3,5 Mrd. übertroffen. Ausserdem wurden Schatzscheine (Letes) für u$s 1 Mrd untergebracht, wobei die längste Frist auf 455 Tage erhöht wurde.
***
Im April wurden in Argentinien 37.730 Kfz erzeugt, 15,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 5,9% unter März 2017, berichtet der Verband der lokalen Fabrikanten Adefa. In 4 Monaten 2017 waren es 128.636 Einheiten, 9,8% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im April mit 68.117 Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern um 12,6% über dem Vorjahr. In vier Monaten 2017 waren es 255.179 Einheiten, 14,6% über dem Vorjahr. Die Exporte betrugen im April 18.571 Kfz, 10,3% unter dem Vorjahr und 6,1% über März 2017. In vier Monaten waren es 58.764 Einheiten, 5% über dem Vorjahr. Die Importe erreichten im April 48.958 Kfz (ohne Veränderungen des Bestandes zu berücksichtigen), also über drei Mal so viel wie die Exporte.
***
Die Regierung hat einen Kaufvertrag für Gas mit Chile abgeschlossen. In den Monaten Juni, Juli und August 2017 sollen 276 Mio. cbm. Gas zu u$s 7,9 pro cbm. importiert werden. Dieser Kauf wurde verfügt, weil Bolivien nicht die Menge liefern kann, die zur Deckung des Bedarfs notwendig ist.
***
Die ZB hat durch Mitteilung A 6237 verfügt, dass die Höchstgrenze für die Haltung von Dollar u.a. Devisen bei den lokalen Banken aufgehoben wird. Bisher konnten die Banken nur bis 35% ihres Nettovermögens in Dollar halten. Mit dieser Maßnahme erwartet die ZB, dass die Banken weniger Dollar verkaufen, so dass der Druck auf den Markt abnimmt.
***
Die ZB hat Supermärkten und Tankstellen erlaubt, automatische Kassen einzurichten, wie die der Banken.
***
Das INDEC hat ermittelt, dass die Auslastung der Kapazität der lokalen Industrie im März 65,7% erreicht hat, gegen 64,8% im gleichen Vorjahresmonat. 2016 wurde die höchste Kapazitätsauslastung im November mit 68,4% erreicht. Es wird hier nicht berichtet, wie weit technologisch überholte Fabrikanlagen zur Produktionskapazität gezählt werden.
***
Der Verband der Kfz-Fabriken Adefa hat mit der Gewerkschaft SMATA eine Lohnerhöhung von 6,41% für das 2. Quartal 2017 vereinbart, die zu einer von 7% für das 1. Quartal hinzukommt und insgesamt 14% für das erste Halbjahr 2017 ausmacht. Auf Jahresbasis wären es 28%, was mehr als die offizielle Richtlinie von 20% ist.
***
Präsident Mauricio Macri unterzeichnete am Donnerstag der Vorwoche mit dem Präsidenten von Paraguay, Horacio Cartes, ein Abkommen, das dem Streit über die Schulden von Paraguay wegen der Finanzierung des binationalen Wasserkraftwerkes Yacyretá ein Ende setzt. Von den u$s 17,26 Mrd., die von Paraguay gefordert wurden, wird das Land schließlich u$s 4,08 Mrd. zahlen. Argentinien willigte ein, dass u$s 9,5 Mrd. an Zinsen gestrichen wurden. Abgesehen davon wird auch ein Teil der Schuld gestrichen, weil es sich laut Paraguay um einen Betrag handelt, den Argentinien als Kapital beigetragen habe, und nicht um ein Darlehen. Und dann wurden noch andere Schulden von Paraguay gegenüber der Yacyretá-Verwaltung gestrichen. Die Überwindung des Konfliktes, bei der die argentinische Regierung gegenüber Paraguay auf Forderungen verzichtet, die ohnehin nie hätten kassiert werden können, erlaubt jetzt, die Erweiterung des Kraftwerkes in Angriff zu nehmen. Einmal sollen drei weitere Turbinen eingerichtet werden, und dann soll ein Wasserkraftwerk am Nebenarm des Paraná-Flusses, Aña Cuá, gebaut und mit drei Turbinen ausgestattet werden. Mit diesem Kraftwerk und den zusätzlichen Turbinen von Yacyretá wird die Kapazität um ca. 25% erhöht. Es handelt sich hier um die wirtschaftlichste Form der Erhöhung der Stromproduktion im Land, weil das investierte Kapital pro zusätzlichem MW viel geringer als bei anderen Projekten ist, und außerdem die bestehende Infrastruktur nur wenig erweitert werden muss.
***
Das Handelssekretariat hat verfügt, dass das Programm der “gepflegten Preise” bis zum 6. September verlängert wird. Es handelt sich um niedrigere Preise für bestimmte Produkte des massive Konsums, die mit dem Fabrikanten vereinbart werden. Das System wurde von der vorangehenden Regierung eingeführt und von dieser beibehalten, jetzt mit 81 Produkten mehr, so dass es insgesamt 455 sind.
***
Die Consulting-Firma CCR, von Guillermo Olivetto, die sich mit Konsumanalysen befasst, hat ermittelt, dass der Konsum von 144 Gütern des Massenkonsums (Nahrungsmittel, Getränke, Kosmetik und Reinigung) im März 2017 um 5% unter dem Vorjahr lag. Bei den Supermärkten betrug der Rückgang 5,3%, bei den kleineren Selbstbedienungsgeschäften 4,7%. Die Konsumenten kaufen in Krisenzeiten jeweils, was sie unmittelbar benötigen, und gehen dabei stärker auf den Einzelhandel über, den sie in der Nähe haben. Die großen Supermarktketten haben diese Art Einzelhandelsgeschäfte stark ausgedehnt.
***
Im April wurden 124.348 gebrauchte Kfz. verkauft, 0,6% über dem Vorjahr. In vier Monaten 2017 waren es 531.816 Einheiten, 8,7% über dem Vorjahr. Für jedes neue Kfz., das im April verkauft wurde, wurden fast zwei gebrauchte weiterverkauft, was bedeutet, dass im April insgesamt 187.436 Kfz-Besitzer ihr Automobil, Lastwagen oder Kleinlaster erneuert haben.
***
Das Weltbankschiedsgericht ICSID (International Center for Settlement of Investment Disputes), auf spanisch CIADI, hat die argentinische Regierung zur Zahlung einer Entschädigung von u$s 345 Mio. wegen der Enteignung (die im Wesen eine Konfiskation war) von Aguas Argentinas verurteilt. Davon entfallen u$s 223 Mio. auf die französische Suez, u$s 123,2 Mio. auf die spanische Aguas de Barcelona und u$s 37,5 Mio. auf die französische Vivendi. Bei der staatlichen Übernahme im Jahr 2006 wurde den Besitzern weder das investierte Kapital, noch die mit der Garantie der Mutterhäuser aufgenommenen Kredite gezahlt. Aguas Argentinas hatte 1992 die staatliche Obras Sanitarias de la Nación übernommen und hat den Dienst wesentlich verbessert und ausgebaut - mit hohen Investitionen und moderner Technologie. Unter Obras Sanitarias war das Wasser schmutzig und es bestanden hohe Verluste bei den Leitungen, wobei die Gefahr eines Ausfalls der Wasserversorgung bestand. All das wurde von Aguas Argentinas behoben. Die staatliche AYSA, die die Nachfolge von Aguas Argentinas angetreten hat, hat bedeutende Mittel vom Schatzamt erhalten, um das Betriebsdefizit zu decken und hohe Investitionen zu finanzieren. Bei der Verstaatlichung wurden sofort um die tausend unnötige Angestellte aufgenommen.
***
Der Construya-Index, den die Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, lag im April um 6,6% über dem gleichen Vorjahresmonat. Der Index umfasst Zement, Ziegelsteine verschiedener Art, Rundeisen, Aluminiumfenster, Bodenbeläge, Farben u.a. Produkte.
***
Im April hat die ZB auf dem sekundären Markt Lebac-Wechsel für $ 102,4 Mrd. untergebracht, nach $ 88,7 Mrd. im März. Auf diese Weise wurde der Umstand mehr als ausgeglichen, dass die Unterbringung von Lebac in letzter Zeit unter den Amortisationen lag.
***
Im 1. Quartal 2017 wurden Traktoren, Ernte- und Sämaschinen für 5,74 Mrd. verkauft, 88,7% mehr als im Vorjahr, berichtet das INDEC.
***
Brasilien hat den Export von argentinischem Zitrusobst wieder zugelassen, der seit 2009 aus sanitären Gründen verboten war. Dies ist besonders für die Orangenproduzenten von Entre Rios und Corrientes wegen der Nähe zu Brasilien von Bedeutung. Brasilien hatte in den letzten Jahren die argentinischen Lieferungen durch solche aus Uruguay und Spanien ersetzt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Brasilien verzeichnet der Index der Konsumentenpreise im April eine 12-Monatszunahme von 4,08%, der niedrigste Stand seit Juli 2007. Die Zunahme im Monat April betrug 0,14%, nach einer Zunahme von 0,25% im März. Die höchste Jahresinflation der letzten 12 Jahre wurde im Januar 2016 mit 10,7% erreicht. Im Einvernehmen mit der Abnahme der Inflationsrate hat die ZB den Selic-Referenzzinssatz ab 14,25% im Oktober 2016 ständig gesenkt.
***
Die Europäische Union und Mexiko wollen die Neuverhandlungen über ihr Freihandelsabkommen bis Jahresende abschließen. Nach 17 Jahren müssten vor allem die Regelungen zu geistigem Eigentum, Investitionsschutz und Marktzugang angepasst werden, sagte der mexikanische Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo am Montag nach einem Treffen mit EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström. Angesichts protektionistischer Töne aus dem Weißen Haus seit Amtsantritt von US-Präsident Donald Trump will Mexiko seine Handelsbeziehungen zu anderen Regionen stärken. Derzeit gehen etwa 80 Prozent aller Exporte in die USA. „Unsere Strategie ist Diversifikation“, sagte Guajardo. Das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Mexiko ist seit 2000 in Kraft. Das Handelsvolumen beträgt rund u$s 62 Mrd. Für Mexiko ist die EU der drittwichtigste Handelspartner. Seit 2000 flossen rund u$s 156 Mrd. an Investitionen aus der EU nach Mexiko. Die EU exportiert vor allem Maschinen, Elektronik und Autoteile nach Mexiko und importiert Öl, Erze, Autos und Maschinen. (dpa)
***
Der brasilianische Staat hat 13 Unternehmen angeklagt, illegale Machenschaften zum Schaden der staatlichen Petrobras vollzogen zu haben, und fordert von ihnen insgesamt eine Entschädigung von u$s 3,6 Mrd. Unter den angeklagten Unternehmen befindet sich auch die Techint-Filiale “Techint Engenharia & Construcao”. Konkret handelt es sich um die Zuteilung an Odebrecht zusammen mit Techint einer Gasleitung für u$s 350 Mio., bei der angeblich ein Überpreis von 17% festgestellt wurde. Techint verneint den Tatbestand, und weist darauf hin, dass keine staatliche Stelle Überpreise festgestellt habe. Auf der anderen Seite hat die staatliche Kontrollstelle TCU (Tribunal de Cuentas de la Unión) Techint von sämtlichen öffentlichen Ausschreibungen für öffentliche Bauten für fünf Jahre ausgeschlossen, wegen angeblicher Unregelmäßigkeiten beim Bau des Kraftwerkes Angra 3. Auch in diesem Fall verneint Techint die Anklage, gegen die sie schon einen Verwaltungsrekurs vorgebracht hat. Der Fall Odebrecht zieht immer weitere Kreise und wirkt beiläufig störend auf die Konjunktur, weil Ausschreibungen für öffentliche Bauten verzögert werden und weniger Interessenten haben.
***
Der brasilianische Finanzminister Henrique Meirelles erklärte, die Regierung werde das Konkursgesetz ändern, um verschuldeten Unternehmen die Überwindung der kritischen Lage zu erleichtern. Die Frist für den sogenannten Konkursschutz soll von jetzt 7 bis 8 auf 2 Jahre verringert werden. Dies erlaubt den Unternehmen wieder Bankkredite zu erhalten und verleiht ihnen auch eine stärkere Verhandlungsposition mit ihren Gläubigern.
***
Die Inflationsrate erreichte in Uruguay in 12 Monaten zum April 2017 6,46%, der niedrigste Stand seit September 2010, als es 6,32% waren. Im April betrug die Zunahme 0,22%, halb so viel wie vor einem Jahr.
***
Geschäftsnachrichten
Genneia
Dieser Energiekonzern hat sein neues Kraftwerk in Bragado, Provinz Buenos Aires, in Betrieb genommen. Es handelt sich um eine Investition von u$s 110 Mio. für vier Turbinen General Electric von je 30 MW, also insgesamt 120 MW. Mit den schon vorhandenen Anlagen verfügt das Unternehmen jetzt dort über eine Kapazität von ca. 1000 MW. Genneia, die zu 44% Point State Argentina, zu 25% Fintech Energy, ebenfalls zu 25% Laig Investments und den Familien Brito und Carballo gehört, betreibt auch weitere 9 Kraftwerke im Land, plus den Park von Windkraftwerken in Rawson, Provinz Chubut. Außerdem baut die Firma einen weiteren Windpark in Puerto Madryn von 220 MW.
Newsan
Dieses Unternehmen, mit Fabrik in Tierra del Fuego und auch in Avellaneda (die ehemalige SIAM di Tella-Fabrik), bekannt durch die Marken Noblex, Philco, Atma, Siam u.a., hat dieses Jahr die Montage der japanischen Fernseher LCD Smart TV aufgenommen. In der Vorwoche hat die Firma die japanischen Premium-Fernsehanlagen Sharp Aquos vorgestellt. Newsan erreichte 2016 einen Umsatz von $ 23 Mrd.,was nicht nur die Produkte der genannten Marken einschließt, sondern auch die Produkte, die mit Lizenz erzeugt werden: Sharp, Sanyo, Pioneer, JVC, Huawei, LG, Compaq, Duracell und Braun, Außerdem hat die Firma auch eine Exportabteilung für Nahrungsmittel benannt Newsan Food.
Shell
Dieses multinationale Erdölunternehmen hat acht Offerten für ihre lokale Raffinerie plus 600 Tankstellen erhalten, die von u$s 1 Mrd. bis u$s 2 Mrd. gehen. Angeblich hat Shell schon drei davon als mögliche Kandidaten gewählt. Dieser Verkauf ist Teil eines weltweiten Programms, Mittel zu sammeln, um den Kauf von British Gas zu finanzieren, der letztes Jahr vollzogen wurde. Shell fordert vom Käufer, dass der Firmenname bei den Tankstellen erhalten werde. Die Firma zieht sich nicht aus Argentinien zurück, sondern sie bemüht sich um nicht konventionelle Forschung und Förderung von Erdöl und Gas in Vaca Muerta. Shell will in Argentinien vom “downstream” (Raffinierung und Vertrieb) auf den “upstream” (Forschung, Förderung und Transport) übergehen, wie es schon Exxon mit dem Verkauf ihrer lokalen Filiale Esso (heute Axion) getan hat.
Sancor
Dieses Großunternehmen der Milchindustrie, das zweitgrößte des Landes, das formell eine Genossenschaft von Milchproduzenten ist, stand kurz vor dem Ende, wurde jedoch in letzter Minute von der Regierung gerettet, mit einem Beitrag von $ 450 Mio. Am Freitag der Vorwoche haben die Minister für Landwirtschaft, Ricardo Buryaile, und für Arbeit, Jorge Triaca, mit Vertretern des Verbandes der Milchindustrie und der Gewerkschaft ein Abkommen unterzeichnet, bei dem sich die Regierung verpflichtet, den genannten Betrag beizusteuern, aber die Gewerkschaft zugestimmt hat, dass der Unternehmerbeitrag für die Gewerkschaft von $ 3838 monatlich pro Arbeitnehmer auf $ 750 bei kleinen und mittleren Unternehmen und $ 1500 bei großen verringert wird. Außerdem wurde eine totale Revision des Gesamtarbeitsvertrages vereinbart. Die Regierung zahlt den Betrag von $ 450 Mio. in einen Treuhandfonds ein, der dann das Geld von Fall zu Fall an Sancor weitergibt, aber mit Rationalisierungsauflagen. Es wurde u.a. darauf hingewiesen, dass Geschäftsführer des Unternehmens über $ 400.000 monatlich verdienen.
Mercado Libre
Dieses Unternehmen, das in Argentinien Handel über Internet betreibt, geschaffen und kontrolliert von Marcos Galperín, hat einen Rekordmarktwert von u$s 12 Mrd. erreicht, nachdem das 1. Quartal 2017 einen Gewinn von $ 48 Mio. auswies und die Aktie um 15% stieg. Der Wert liegt über dem von YPF mit u$s 9,7 Mrd., und u$s 6 Mrd. unter Tenaris (vom Techint-Konzern). Ein weiteres Unternehmen auf dem Gebiet der Digitaltechnologie ist in Argentinien Globant, kontrolliert von Martín Migoya, das einen Marktwert von u$s 1,3 Mrd. hat.
Edesur
Dieses Stromverteilungsunternehmen der Bundeshauptstadt und Umgebung weist im 1. Quartal 2017 einen Verlust von $ 680 Mio. aus, 7,7% mehr als im Vorjahr. Doch gleichzeitig hat das Unternehmen in dieser Periode Investitionen für $ 587 Mio. durchgeführt, 10,3% mehr als im Vorjahr. Der Verlust ist darauf zurückzuführen, dass die Tarife nicht kostendeckend waren. Der Staat hat das Unternehmen subventioniert, aber die Subvention wird nicht als echte Einnahme gebucht. Auch die Macri-Regierung hat sich nicht bemüht, eine neue Rahmenordnung für die Stromwirtschaft zu schaffen, die den Unternehmen erlaubt, ihre Kosten zu decken und zu investieren. Nach der einseitigen Aufhebung der Konzessionsverträge, die im Jahr 2002 erfolgte, hängt die Firma von willkürlichen Entscheidungen der Regierung ab.
DESA
Die Firma Desarrolladora Energética hat Investitionen von $ 5,82 Mrd. bis 2021 in ihren Stromverteilungsunternehmen EDES, EDEA und Edelap (alle in der Provinz Buenos Aires) angekündigt. Vor einem Monat hat die von Rogelio Pagano geführte Gruppe die Kontrolle von DESA übernommen.
YPF
Im 1. Quartal 2017 wies dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen einen Gewinn von $ 192 Mio. aus, 77,5% weniger als im Vorjahr. Dennoch lag das sogenannte Ebitda (Gewinn vor Abzug von Zinsen, Steuern und Amortisationen) mit $ 16,83 Mrd. um 34,7% über dem Vorjahr. Der reine Betriebsgewinn lag mit $ 4,51 Mrd. sogar um 178,8% über dem Vorjahr. Die Bruttoeinnahmen lagen in dieser Periode mit $ 57 Mrd. um 21,3% über dem Vorjahr. Die Investitionen lagen mit $11,95 Mrd. um 18,9% unter dem Vorjahr. Die Erdölförderung lag mit 573.500 Barrel pro Tag um 6% unter dem Vorjahr, aber die Gasförderung lag um 2,8% höher.
Zanello
Diese Firma, mit Sitz in “Las Varillas”, Provinz Córdoba, hat ein Abkommen mit der französisch-chinesischen Gruppe YTO für die lokale Fabrikation von Traktoren abgeschlossen. YTO ist der grösste Traktorenfabrikant in China. Für die erste Etappe des Projektes wurden schon u$s 1 Mio. für den Import von Zubehörteilen aus China und Frankreich eingesetzt. Diese Jahr sollen schon 70 bis 90 Traktoren der mittleren Klasse montiert werden. Die Vorstellung der Modelle soll bei der Ausstellung Agroactiva erfolgen, die von 31.5.17 bis zum 3.6.17 in Armstrong, Provinz Santa Fé, stattfindet.
Wirtschaftsübersicht
China dringt auf vielen Gebieten in Argentinien vor
Die chinesische Regierung zeigt mit ihrer Haltung gegenüber Argentinien, dass sie ein strategisches Interesse an einer engeren Verbindung hat, die nicht nur im Außenhandel, sondern in der Finanzierung öffentlicher Investitionen und eventuell auch in direkten Investitionen zum Ausdruck kommt. China regt sich wenig über die Verzögerung auf, die durch den Regierungswechsel bei bestimmten Projekten eingetreten ist, weil die Chinesen ohnehin einen anderen Zeitbegriff haben. Es geht China jetzt auch nicht um unmittelbare Gewinne, sondern um den Ausbau seiner Position. Der Umstand, dass die USA u.a. Staaten in Gewinnkategorien denken, die argentinische Gegenwart und die bestehende Konjunktur in den Vordergrund stellen und sich zunächst zurückhaltend geben, kommt China dabei gelegen. Das Risiko, das sie eingehen, wird sie offensichtlich in Kauf genommen.
Am 15. Mai trifft sich Präsident Mauricio Macri in Peking mit Chinas Präsident Xi Jinping. Es wird eine besonders wichtige Unterredung sein. Als erstes wird ihm Macri voraussichtlich mitteilen, dass die zwei großen Wasserkraftwerke in Santa Cruz effektiv gebaut werden. Dann soll auch die Entscheidung über zwei Kernkraftwerke getroffen werden, die China in Argentinien errichten soll. Und dann kommen noch weitere Themen hinzu.
Was bei den Wasserkraftwerken bisher noch fehlte, war eine weitere Umweltstudie, die jetzt fertig ist, die zunächst bei einer öffentlichen Audienz und dann vom Obersten Gerichtshof genehmigt werden muss. Es ist anzunehmen, dass es bei der Audienz kein Problem gibt, weil in Santa Cruz alle, also Regierung und Opposition, ein großes Interesse an diesem Projekt haben, das der Wirtschaft einen Impuls verleiht, der zur Überwindung der kritischen Lage beiträgt. Ohnehin war das ursprüngliche Projekt schon korrigiert worden, um die Gefahr zu vermeiden, dass der Stausee des Kraftwerkes, das näher zur Kordillere liegt, eventuell bei Hochwasser bis zum Gletscher Perito Moreno reicht und diesen beeinträchtigt. Eine chinesische Bank finanziert das Projekt mit über u$s 4 Mio. China liefert die Turbinen und ein chinesisches Unternehmen ist maßgeblich am Bau beteiligt, jedoch mit argentinischen Partnern,
Wie verlautet, soll die chinesische Regierung auch Interesse am Wasserkraftwerk Chihuido (700 MW) haben, das in Neuquén, am oberen Lauf des Limay-Flusses, gebaut werden soll. Die Zuteilung war schon an einen Konzern mit maßgeblicher russischer Beteiligung vergeben worden, wobei eine russische Bank sich verpflichtet hatte, 85% der Investitionskosten zu finanzieren. Nachdem die Macri-Regierung jedoch die Zuteilung nicht bestätigte, und auch keine Entscheidung über die Weiterführung des Projektes traf, hat die russische Bank zunächst den Kredit auf 30% gesenkt, und dann hat sich Russland vollständig zurückgezogen und kein Interesse mehr am Projekt gezeigt. Diese Gelegenheit haben chinesische Unternehmen wahrgenommen, die das Projekt jetzt übernehmen wollen.
Unter der Regierung von Cristina Kirchner wurde der Bau von zwei Atomkraftwerken durch chinesische Unternehmen vereinbart. Das wurde nach dem Regierungswechsel zunächst aufs Eis gelegt und gründlich geprüft, soll aber jetzt anlässlich des Chinabesuches von Macri wieder aufgenommen werden. Es handelt sich um zwei Atomkraftwerke, deren Kosten auf insgesamt u$s 12,5 Mrd. veranschlagt werden. Eines soll in Atucha errichtet werden, in der Nähe der beiden dort schon bestehenden Kernkraftwerke, und noch in diesem Jahr begonnen werden. Beim zweiten, das zwei Jahre später aufgenommen werden soll, steht der Standort noch nicht fest. China finanziert angeblich 85% der Kraftwerke, mit einem Kredit der Bank ICBC auf 20 Jahre zu 4,8% (plus einer Versicherungsprämie von ca. 2%) und 8 Jahren Karenzfrist. China verfügt über 70 Atomkraftwerke, die zu den größten der Welt gehören und Technologie der US-Firma Westinghouse verwenden. Angeblich soll beim ersten neuen Kernkraftwerk in Argentinien kanadische Technologie verwendet werden.
China hat noch weitere Projekte in Argentinien. In Tierra del Fuego will eine chinesische Firma ein petrochemisches Werk errichten, um Harnstoff zu erzeugen. Feuerland verfügt über hohe Gasreserven, so dass es logisch ist, dass sie ausgebeutet und zu einem industriellen Produkt verarbeitet werden, das dann eventuell auch nach China exportiert wird, wo ein hoher Bedarf an Düngemitteln besteht. Das Geschäft sollte somit von allen Seiten aus aufgehen.
Ebenfalls will China Lokomotiven und Waggons für die Belgrano-Eisenbahn liefern, nachdem ein chinesisches Unternehmen schon unter der vorangehenden Regierung sehr stark in das lokale Eisenbahngeschäft eingestiegen ist, mit Lieferung von Zügen und Schienen für die Vororteisenbahnen, mit denen eine totale Erneuerung vollzogen wurde. Hier hat China europäische Fabrikanten verdrängt. Die Übertragung des Frachttransportes aus dem Landesinneren vom Lastwagen auf die Eisenbahn wird allgemein befürwortet, einmal weil der Tarif pro Tonnenkilometer viel niedriger ist, und auch, um die Straßen zu entlasten. Dabei geht es nicht nur um die Belgrano-Bahn, sondern um die Eisenbahnen, die von Buenos Aires nach Bahía Blanca und Neuquén, nach Mendoza, nach Rosario, Córdoba und Tucumán und über Entre Rios und Corrientes bis Misiones führen. Alle brauchen neue Lokomotiven und Waggons, sowie Erneuerung der Schienen.
Hinzu kommt dann noch, dass sich China auch an Kraftwerken auf der Grundlage erneuerbaren Energien (Windkraftwerke, Sonnenenergie und kleine Wasserkraftwerke) beteiligt. Nachdem die Regierung sich effektiv bemüht, diese umweltfreundlichen Energieformen intensiv einzusetzen, bieten sich hier gute Investitionsmöglichkeiten. China hat in den letzten Jahren die Produktion von Platten für die Aufnahme der Sonnenenergie (“solar panels”) stark entwickelt und erzeugt sie in gigantischen Mengen zu niedrigen Kosten, und will offensichtlich jetzt auch den argentinischen Markt erobern.
In der Vorwoche ist zu all diesen Vorhaben noch eine eigenartige Initiative hinzugekommen, nämlich von der Firma Alibaba, die zusammen mit ihren Tochtergesellschaften (von denen eine beim Einzelhandel führend ist), den elektronischen Handel (über Internet) in China beherrscht und auf diesem Gebiet weltweit mit Vorsprung an erster Stelle steht, und weit über der US-Firma Amazon liegt. Die jüngeren Generationen in China kaufen weitgehend über eine Alibaba-Tochtergesellschaft, auch Fleisch u.a. Nahrungsmittel, was sonst auf der Welt nur beschränkt der Fall ist. Der Präsident des Unternehmens, Jack Ma, suchte Präsident Macri im Regierungsgebäude auf (den der schon im September 2016 bei der Gipfelkonferenz der G20 in Hangzhou getroffen hatte), um ihm den Vertrieb argentinischer Produkte über sein Netz vorzuschlagen.
In diesem Sinn hat Alibaba dann ein Abkommen mit der argentinischen Agentur für Auslandsinvestitionen und internationalen Handel abgeschlossen, um zunächst Rindfleisch, Geflügel, Fisch und Fischereiprodukte, und Wein nach China zu exportieren und zu vermarkten. China ist ein sehr großer, aber schwer zugänglicher Markt. Letzteres soll jetzt über Alibaba gelöst werden. Den genannten Produkten sollen andere Folgen. Es wurde beiläufig darauf hingewiesen, dass Australien seine Warenlieferungen nach China dank der elektronischen Vermarktung von Alibaba erheblich erhöht hat. Im Juni sollen Vertreter von Alibaba nach Argentinien reisen, um über Einzelheiten des Projektes zu verhandeln und zu entscheiden. China hat beim bilateralen Handel mit Argentinien einen hohen Überschuss, der mit den hohen vorgesehenen Lieferungen für Kraftwerke, Eisenbahnen u.a. Zwecke noch steigen dürfte. Mit Alibaba könnte jetzt ein gewisser Ausgleich geschaffen werden. Es ist gewiss sehr positiv, dass Argentinien nicht fast ausschließlich Sojabohne und Sojaöl an China liefert, sondern auch andere landwirtschaftliche Produkte, die in hohen Mengen erzeugt werden oder werden können.
Wirtschaftsübersicht
Eine neue Arbeitspolitik
Als Mauricio Macri als Präsident antrat, hatte er kein Konzept der Arbeitspolitik. Das hat sich in letzter Zeit geändert: die Regierung steuert bewusst auf Lohnerhöhungen zu, die der Inflationsentwicklung entsprechen und in der Praxis um die 20% liegen. Unternehmer und Gewerkschaften werden sanft unter Druck gesetzt. Zum Zweiten hat Macri das Produktivitätsprinzip hervorgehoben. Er sprach sogar am 1. Mai bei der Kundgebung, die Gerónimo “Momo” Venegas, von den Landarbeitern, organisiert hatte, von Produktivität und berief sich dabei auf Perón. Nun war es bei Perón so, dass er in seiner ersten Regierung einen brutalen Vorstoß der Gewerkschaften unterstützte und dabei die Produktivität beeinträchtigte. Erst später, nachdem die Inflation 1949 davongelaufen und danach die tiefe Krise von 1952 aufkam, war auch von Produktivität die Rede, wobei er sogar einen Produktivitätskongress organisierte. Nachdem Perón für die Gewerkschaften heilig ist, war es geschickt von Macri, sich auf ihn zu berufen.
Was das Ausmaß der Lohnerhöhungen betrifft, so hat die Regierung im Fall der Lehrer die allgemeine Richtlinie durchgesetzt. In der Provinz Buenos Aires bot die Gouverneurin María Eugenia Vidal 18%, und danach etwas mehr, plus die Differenz zur Inflation, wenn diese höher ausfallen sollte. Das hat sie durchgehalten, mit der Stützung und wohl auch der Anweisung von Macri. Trotz Streik und weiteren Drohungen, blieb es dabei. Danach wurde dies bei den Lohnverhandlungen, allerdings mit Ausnahmen, als Richtlinie betrachtet. Wobei auch viele kleine und mittleren Unternehmen, die besonders von der Rezession betroffen sind, nicht einmal das gegeben haben. In diesen Fällen mussten die Belegschaften froh sein, wenn sie ihre Arbeitsplätze behielten.
Diese Bindung der Löhne an die Inflation birgt gewisse Gefahren in sich. Die Inflation steuert dieses Jahr auf gut 25% hin, wobei es, je nachdem wie hoch die Erhöhungen der Tarife öffentlicher Dienste ausfallen, noch mehr sein können. Das INDEC gelangt für 12 Monate zum April auf 27,52. Die kommenden Monate müssten auf alle Fälle um die 1,5% liegen, damit das Jahr mit ca. 20% abschließen kann. Der Ökonom Miguel Bein rechnet für ganz 2017 mit 20,5%. Ein Optimist! Doch auf alle Fälle wurde ein bedeutender Rückgang der Inflationsrate erreicht, die 2016 auf über 40% geklettert war.
In dieser Beziehung sind zwei Dinge wichtig: Einmal muss das Konzept der Kerninflation betont werden, also der Preiszunahme ohne außerordentliche Faktoren, wobei bei Löhnen diese Inflation und nicht die allgemeine berücksichtigt werden sollte. Und dann ist es wichtig, vom gegenwärtigen Preisindex, der sich nur auf die Stadt Buenos Aires und 24 Bezirke der Umgebung bezieht, auf einen nationalen Index überzugehen, wie er schon unter der vorangehenden Regierung eingeführt wurde und dann von dieser aufgegeben wurde. Jetzt soll es wieder einen solchen Index geben. Im Landesinneren sind die Tarife öffentlicher Dienste allgemein wesentlich höher, so dass die Zunahmen prozentual viel geringer ausfallen als in Groß-Buenos Aires. Die Wirkung der Tariferhöhungen auf den Index ist dabei somit geringer.
Lohnerhöhungen über die allgemeine Richtlinie hinaus sollen jetzt an Änderungen der Arbeitsverträge gebunden sein, die eine höhere Produktivität, also eine höhere Leistung pro Arbeiter, erlauben. Arbeitsminister Jorge Triaca gab bekannt, dass von den 1612 Gesamtarbeitsverträgen, die 2016 abgeschlossen wurden, 30% Produktivitätsklauseln enthalten. Dieses Jahr sollen es viel mehr sein. In den meisten Fällen handelt es sich jedoch um zweitrangige Aspekte, die gesamthaft einen relativ geringen Einfluss haben. Dennoch ist es ein Fortschritt.
Bei den Lehrern hat Gouverneurin Vidal schon vorgeschlagen, dass sie eine zusätzliche Erhöhung erhalten, sofern sie weniger fehlen. Gegenwärtig gibt es ca. drei Ersatzlehrer pro Lehrer, was von diesen ausgenutzt wird, um Krankheiten vorzutäuschen und lange Zeit zu fehlen. Das absurde Lehrerstatut, das diese Dinge und viele andere erlaubt und gewissermaßen fördert, muss geändert werden. Bei den Privatschulen gibt es nur wenige Ersatzlehrer, und sie bieten allgemein eine qualitativ bessere Erziehung. Wenn die Zahl der Ersatzlehrer drastisch verringert wird, kann den Lehrern mehr bezahlt werden, ohne die Staatsfinanzen zu belasten.
Das Produktivitätsprinzip wird zunehmend bei privaten Arbeitsverträgen eingeführt. Ein besonders wichtiger Fall war der der Erdölarbeiter von Vaca Muerta, Provinz Neuquén. Hier ging es darum, dass einige Unternehmen ihre Investitionsvorhaben an eine Reform des Gesamtarbeitsvertrages gebunden hatten, wobei die Gewerkschaft schließlich nachgab. Ohne dies ging die Kostenrechnung nicht auf. Danach wurde dies auch für Erdölarbeiter der Provinz Chubut eingeführt. Und dann wurde bei der Bauwirtschaft und der metallverarbeitenden Industrie schon in diesem Sinn verhandelt.
Jetzt ist anlässlich der Krise des großen Milchunternehmens Sancor das Thema auch für die Milchbranche aufgekommen. Die Leitung des Unternehmens forderte zunächst eine Regierungshilfe von $ 5 Mrd., und erhielt schließlich $ 450 Mio., die jedoch an bestimmte Auflagen gebunden sind und schrittweise ausgezahlt werden, wenn diese erfüllt werden. Die Regierung hat hier das Pokerspiel so weit geführt, dass Sancor kurz vor der Schließung stand. Erst dann, als die Gewerkschaft sich auch bereit erklärte, zur Lösung beizutragen, kam die finanzielle Hilfe zustande. Nachdem sich auch Mastellone, das größte Unternehmen der milchverarbeitenden Industrie, in einer angespannten finanziellen Lage befindet, ist anzunehmen, dass die Änderungen der Arbeitsbedingungen für alle gelten werden. Große Krisen bei Unternehmen erleichtern Arbeitsreformen. So war es auch in den USA mit General Motors u.a. Unternehmen, wo die finanzielle Rettung mit staatlichen Mitteln an bedeutende Konzessionen der Gewerkschaft gebunden wurde. Bei den Arbeitern der Schifffahrt wurden auch schon Änderungen eingeführt, um die Konkurrenzfähigkeit der Schiffe mit argentinischer Flagge zu verbessern. Auch bei den Eisenbahnarbeitern wird das Thema diskutiert. Es ist wie ein Lauffeuer.
All dies wird nicht an die große Glocke gehängt, um aus dem Thema keine politische Diskussion auf nationaler Ebene zu machen. Die Reformen werden vereinzelt vereinbart, und die Dachgewerkschaft, die CGT, bleibt draußen. In diesem Sinn war es für die Regierung günstig, dass es am 1. Mai sechs Veranstaltungen gab statt einer, wie es üblich war. Diese Verzettelung, und auch der Umstand, dass Präsident Macri bei einer der sechs eine Rede halten konnte, in der er das Produktivitätskonzept betonte, haben Macri gestärkt.
Die Regierung ist sich bewusst, dass die Arbeitskosten in Argentinien zu hoch sind und die Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigen. Das bezieht sich weniger auf die Löhne selber als auf die hohen Sozialabgaben und auch eine niedrige Produktivität. Das bedeutet nicht, dass die Arbeiter faul sind, sondern, dass Bedingungen bestehen, die für eine bestimmte Tätigkeit mehr Arbeiter als notwendig vorsehen. Das Problem, dass sich bei einer Ausschöpfung der Möglichkeiten, die Produktivität zu erhöhen, ergibt, besteht darin, dass das betreffende Unternehmen dann mit weniger Arbeitern auskommt. Werden die Überschüssigen dann entlassen?
Unter der Regierung von Carlos Menem gab es schon einen großen Produktivitätsfortschritt. Viele Unternehmen konnten damals ihre Produktivität um gut 50% und gelegentlich über 100% erhöhen. Die Stahlunternehmen haben damals ein japanisches System eingeführt, das darin besteht, dass Gruppen von Arbeitern gebildet werden, die für verschiedene Funktionen eingesetzt werden, stets dort wo ihre Präsenz notwendig ist. Vorher gab es Arbeiter für jede einzelne Tätigkeit, der dann gelegentlich lange Zeit nichts tat oder nur wenig beschäftigt war, während andere überlastet waren. Das gleiche System wollte ein Telefonunternehmen unter den Kirchners einführen, aber es wurde verweigert. Jetzt sollen solche Änderungen angeblich wieder möglich sein. Unter Menem fand auch bei den Privatisierungen allgemein ein phänomenaler Produktivitätssprung statt. Bei YPF wurde die Belegschaft von 52.000 Personen auf 6.000 verringert, bei gleichzeitiger Erhöhung der Förderung und des Verkaufs. Bei anderen Staatsunternehmen war es nicht so drastisch, aber überall gab seinen großen Sprung.
Die Produktivitätszunahme ist auch eine Folge der technologischen Revolution. Die Einführung von Computertechnologie, und noch mehr die Automatisierung, sparen menschliche Arbeit. Doch wenn eine Wirtschaft in der modernen Welt konkurrenzfähig bleiben will, dann muss man dies hinnehmen. Es ist auf alle Fälle schwer, es zu verhindern. Hierzu sei bemerkt, dass die Vereinigten Staaten, die weltweit bei der Einführung moderner arbeitssparender Technologie führend sind, dennoch eine niedrige Arbeitslosigkeit aufweisen, so dass jetzt von Vollbeschäftigung die Rede ist. Die Technologie zerstört Arbeitsplätze, aber sie schafft direkt und indirekt andere.